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Greenpeace-Wunschliste an den zukünftigen Wirtschaftsminister               Etienne Schneider für eine nachhaltige Energiepolitik in Luxemburg
Luxemburg, 14. Dezember 2011

· Eine kohärente Klima- und Energiestrategie für Luxemburg

Im März 2009 wurde vom noch amtierenden Wirtschaftsminister Jeannot Krecké ein erster Entwurf für ein Weißbuch zur Erarbeitung einer Energiestrategie für Luxemburg vorgestellt. Tatsache ist, dass bis heute jedoch nicht öffentlich über eine mittel- und langfristige Energiestrategie diskutiert wurde, obwohl der Wirtschaftsminister im Frühjahr dieses Jahres die Veröffentlichung einer überarbeiteten Version des Weißbuches für den Herbst 2011 angekündigt hatte.

Angesichts der Herausforderungen beim Klimaschutz und der langfristigen Energieversorgung müssen Nachhaltigkeitsministerium und Wirtschaftsministerium gemeinsam für eine kohärente Energiepolitik sorgen. Ziel einer nachhaltigen Energiestrategie muss es sein, Luxemburg auf den Weg zu einer CO2-freien und nachhaltigen Energieversorgung zu bringen, die Haushalte und Wirtschaft von den Kosten der fossilen Energieträger entlastet und die Abhängigkeit von Energieimporten verringert.

Greenpeace fordert den neuen Wirtschaftsminister Etienne Schneider auf, gemeinsam mit dem für Klimaschutzfragen zuständigen Nachhaltigkeitsministerium eine mittel- bis langfristige Energiestrategie für Luxemburg mit folgenden Zielen ausarbeiten muss:

· der Ausstieg aus den fossilen Energieträgern

· der Ausstieg aus der Versorgung mit Atomenergie

· ambitiöse Energieeffizienzziele in allen Sektoren (Gebäude, Transport, Industrie etc.)

· dezentrale Energieversorgung auf Basis von hocheffizienter Kraftwärmekopplung und erneuerbaren Energien

· ambitiöser Ausbau der erneuerbaren Energien (vor allem Solar- und Windenergie) in Luxemburg

· Ein Importverbot für Atomstrom

Auch Luxemburg ist nicht frei von Atomstrom. Laut der offiziellen Stromkennzeichnung beträgt der Anteil von Atomstrom im nationalen Mix 18,6% (Stand 2010). Sowohl Enovos als auch Sotel importieren Atomstrom über das deutsche bzw. belgische Stromnetz. Nach der Nuklearkatastrophe von Fukushima macht sich die Luxemburger Regierung auf EU-Ebene für einen Ausstieg aus der Atomenergie stark. Sie muss einen solchen Ausstieg konsequent vorantreiben, nicht nur im Rahmen der EU, sondern auch auf nationaler Ebene.

Greenpeace fordert, dass der zukünftige Wirtschaftsminister sich für ein Importverbot von Atomstrom einsetzt. Die österreichische Regierung hat in Zusammenarbeit mit einigen NGOs gezeigt, dass es  rechtlich und wirtschaftlich möglich ist, das schmutzige Geschäft mit Atomstrom zu beenden.
· Keine weitere überdimensionierte Gas- und Dampfturbine

Verschiedene Aussagen des derzeitigen Wirtschaftsministers lassen darauf schliessen, dass in Luxemburg eine zweite grosse Gas- und Dampfturbine gebaut werden soll. Der Bau und die Inbetriebnahme des Twinerg-Kraftwerks in Esch/Alzette mit einer Leistung von 350 MW hat die nationalen CO2-Emissionen um rund 1.000.000 Tonnen pro Jahr erhöht und ist somit einer der Gründe, warum die Emissionsbilanz von Luxemburg erheblich belastet wurde. Greenpeace hatte vor dem Bau des Kraftwerkes auf dieses Problem hingewiesen und verschiedene deutlich effizientere Alternativen vorgeschlagen, die durch die Wärmeauskopplung und –nutzung für die Luxemburger CO2-Bilanz wesentlich günstiger gewesen wären. Auch etliche Jahre nach der Inbetriebnahme der Twinerg-Anlage wird nur ein minimaler Teil der Abwärme genutzt.

Greenpeace fordert den neuen Wirtschaftsminister auf, keine weiteren ineffizienten Kraftwerke zu genehmigen, sondern die dezentrale Energieversorgung mit erneuerbaren Energien und effizienten Kraft-Wärme-Kopplungs-Anlagen zu fördern.

· Ambitiöser Ausbau der erneuerbaren Energien in Luxemburg
Luxemburg hat enorme Potentiale bei den erneuerbaren Energien, die derzeit systematisch nicht erschlossen werden. Dazu zählen die Photovoltaik, die Solarthermie sowie die Windenergie. Der Ausbau der erneuerbaren Energien in Luxemburg bedeutet nicht nur weniger Abhängigkeit von teuren Energieimporten, sondern auch die Schaffung von neuen Arbeitsplätzen im Luxemburger Handwerk.
· Beimischungsstop für Agrokraftstoffe
Etwa die Hälfte des Luxemburger Zieles bei den erneuerbaren Energien (11% bis 2020) soll über die Beimischung der hochumstrittenen Agrokraftstoffe erreicht werden. Nichtregierungsorganisationen in Luxemburg kritisieren seit vielen Jahren diese Politik. Agrokraftstoffe sind keine Lösung für die Energiefrage im Transportbereich. Die massive Nachfrage nach Agrokraftstoffen gefährdet die Lebensmittelsicherheit in vielen Entwicklungsländern und ist in den Ländern, wo die Rohstoffe hergestellt werden, zumeist mit schwerwiegenden Menschenrechtsverletzungen verbunden. Ebenso können Agrokraftstoffe nicht als „klimaneutral“ eingestuft werden. Immer mehr Studien belegen, dass die Produktion der meisten Agrokraftoffe mehr klimaschädliche Emission hervorruft als die Verwendung konventioneller Kraftstoffe und zudem für die dramatische Zerstörung der Artenvielfalt, u.a. in Regenwaldgebieten, verantwortlich ist.

· Luxemburger Unterstützung für ambitiöse EU-Ziele bei CO2-Reduktion, Energieeffizienz und bei den Erneuerbaren Energien
In den kommenden Monaten stehen auf EU-Ebene eine Reihe wichtiger Entscheidungen und Diskussionen an, wie z.B. die neue Energie-Effizienzdirektive, die EU-Klimaschutzziele bis 2020 und die EU Energy Roadmap 2050. Greenpeace fordert von den zuständigen Ministerien, sich für folgende Ziele einzusetzen:

· eine Erhöhung des Klimaschutzzieles der EU von minus 20% auf minus 30% im Jahr 2020

· ambitiöse und verbindliche Energieeffizienzziele bis 2020

· ambitiöse Ziele beim Ausbau der erneuerbaren Energien bis 2030

· Unterstützung einer EU-Energiepolitik, deren Ziel eine CO2- und Atomstrom-freie Energieversorgung bis 2050 sein muss.
